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Richtlinie der Stadt Freital zur Forderung aus dem Verfligungsfonds fiir das Fordergebiet
,Freital - Urbanitat am Fluss” im LZP

I Grundsatz und Geltungsbereich

1. Mit der Aufnahme des Fordergebietes ,Freital - Urbanitat am Fluss® in das Bund-Lander-
Programm ,Lebendige Zentren" (LZP) im Jahr 2022 soll eine weitere qualifizierte Entwicklung
des Gebietes erfolgen. Neben der Forderung von offentlichen und privaten Bau- und
Ordnungsmalfnahmen steht im Rahmen des Verfiigungsfonds bis zum Ende der
Programmlaufzeit auch ein Budget fiir Gberwiegend kleinteilige MaRnahmen zur Verfligung,
mit dem insbesondere birgerschaftliches Engagement unterstiitzt werden soll. Der
Verfligungsfonds ist vor allem ein Instrument zur privat-6ffentlichen Kooperation im
Rahmen der Stadtebauforderung, der eine aktive Einbindung der Bewohnerinnen und
Bewohner sowie Beteiligten vor Ort in die Entwicklungsprozesse des stadtischen
Fordergebietes ermoglicht.

2. Geltungsbereich dieser Richtlinie ist das Fordergebiet ,Freital - Urbanitat am Fluss”
(Lageplan Anlage 2).

3. Der Richtlinie liegt Folgendes zugrunde (in der jeweils geltenden Fassung):

Bund-Lander-Programm ,Lebendige Zentren® (LZP)
Stadtebauliches Entwicklungskonzept fiir das Fordergebiet (SEKO)

FRL Stadtebauliche Erneuerung vom 7. Marz 2022 (SachsABI. Nr.: 12/2022 vom
24. Marz 2022), in Kraft getreten am 25. Marz 2022.

Anwendungshinweise zum Verfiigungsfonds des Sachsischen Staatsministeriums
fur Regionalentwicklung (Stand: Februar 2023)

88§ 23 und 44 Sachsische Haushaltsordnung (SaHO) i. V. m. den
Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektforderung (AN-Best-P)

Sachsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (SachsvVwVfG)

Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG)
1. Aufgabe und Ziele des Verfiigungsfonds

1. Mit dem Verfigungsfonds sollen MaRnahmen zur Starkung und Belebung des
Fordergebietes unter Beteiligung Dritter umgesetzt werden.

2. Es werden insbesondere folgende Ziele verfolgt:

Aktivierung privaten Engagements und privater Finanzressourcen fir den Erhalt und
die Entwicklung zentraler Stadtbereiche,

Herbeifiihrung und Starkung von Kooperationen der Akteurinnen und
Akteure im Fordergebiet,

Starkung der Selbstorganisation der privaten Kooperationspartnerinnen
und Kooperationspartner,

Flexibler und lokal angepasster Einsatz von Mitteln der Stadtebauférderung,
Flexible Umsetzung "eigener" Projekte in Gebieten der Stadtebauférderung,

Verstetigung der Beteiligungsprozesse im Quartier.
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111 Aufbau, Finanzierung und Verwaltung des Verfiigungsfonds

1. Der Verfuigungsfonds setzt sich aus Fordermitteln von Bund, Land und Stadt sowie zu
gleichen Teilen aus Mitteln von Dritten (private Mittel, weitere 6ffentliche Mittel, Spenden,
Sponsorengelder etc.) zusammen. Jeder Euro, der aus Drittmitteln in den Verfligungsfonds
eingezahlt wird, wird in gleicher Hohe aus Stadtebauférdermitteln erganzt. Sach- und
Arbeitsleistungen sind dabei als geldwerte Leistungen bei der Aufbringung des privaten
Fondsanteils anrechnungsfahig.

2. Der Fondsverwalter ist die Stadt Freital. Die Fondsmittel werden vom Fondsverwalter in
separaten Buchungsstellen verwaltet.

3. Der Fondsverwalter kann Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Organisation und
Abrechnung des Verfliigungsfonds stehen, an das von der Stadt Freital beauftragte
Quartiersmanagement libertragen.

V. Zuwendungsvoraussetzungen

1. Forderfahig sind grundsatzlich investive, investitionsbegleitende und -vorbereitende sowie
nichtinvestive MaBRnahmen gemaR der Anwendungshinweise zum Verfligungsfonds, des
Staatsministeriums fir Regionalentwicklung, in der geltenden Fassung (Anlage 3), die den
Programmzielen entsprechen und einen nachhaltigen Beitrag zur Umsetzung des
gebietsbezogenen Entwicklungskonzeptes leisten.

2. Die vorgesehenen MaRnahmen sind im Antrag mit einem plausiblen und
nachvollziehbaren Kostenplan zu untersetzen. Bei Sachkosten mit einem Einzelwert Uber
500,00 EUR sind mindestens zwei vergleichbare Kostenangebote als Nachweis der
Wirtschaftlichkeit vorzulegen.

3. Die Zuwendungen sind nachrangig gegeniiber anderen 6ffentlichen Férdermdglichkeiten
einzusetzen.

4. Eine Mehrfachforderung ist nicht moglich.

5. Die Zuwendungsgewdhrung erfolgt im Wege der Anteilsfinanzierung und betrdagt im
Regelfall 50 % der Gesamtkosten. Je nach Bedeutung der MaRnahme fiir das Gebiet kann
der Fordersatz im Einzelfall weiter erhoht werden, jedoch wird ein angemessener
Eigenanteil bzw. die Erbringung von Eigenleistungen durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller vorausgesetzt. Die Bewertung der MaRnahmen und die mogliche Festlegung
abweichender Férderhohen obliegt dem Vergabegremium.

6. Nicht aus dem Verfiigungsfonds finanzierbar sind:
MaRnahmen, die nicht den Programm- und Fordergebietszielen entsprechen,
MaRnahmen auBerhalb des Fordergebietes,
MaRnahmen, die kommunale Pflichtaufgaben berihren,

wiederkehrende, im kommunalen Haushalt regelmaRig eingestellte freiwillige
Leistungen der Stadt, es sei denn, das lokale Gremium entscheidet sich im Ausnahmefall
explizit fir eine Beteiligung aus dem Verfligungsfonds,

MaRnahmen, die eigentums-/mietrechtliche Verpflichtungen berihren,

MaRnahmen oder Finanzierungskonstrukte, die auf eine Vorteilsnahme einzelner
privater Akteure angelegt sind,

bereits geforderte MaRnahmen, Giter, Leistungen (Ausschluss Doppelférderung).

Kosten, die vor Erteilung eines Zuwendungsbescheides entstanden sind.
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7. Ein Rechtsanspruch auf Zuwendungen besteht nicht. Zuwendungen kénnen nur im Rahmen
der zur Verfligung stehenden Fondsmittel gewdhrt werden.

VL. Antragsberechtigung, Antragsstellung

1. Uber die Férderung von MaRnahmen entscheidet das Vergabegremium (Anlage 1) in nicht
offentlicher Sitzung. Das Vergabegremium bildet einen Querschnitt der Interessen
moglichst aller Akteursgruppen im Foérdergebiet. Die Aufgaben und Befugnisse des
Vergabegremiums sind in einer Geschéaftsordnung festzulegen.

2. Uber die Gewdhrung einer Zuwendung wird zeitnah entschieden. Die Antragstellerin oder
der Antragsteller erhdlt eine schriftliche Mitteilung (Zuwendungsbescheid,
Ablehnungsbescheid) bzw. ein Abstimmungsprotokoll. Der Zuwendungsbescheid enthalt
Regelungen (ber die HoOhe der Zuwendung, den Bewilligungszeitraum, die
Zweckbestimmung der Mittel und die Auszahlung der Zuwendung. Dem
Wirtschaftlichkeitsprinzip ist Rechnung zu tragen. Bei Antrdgen der Stadt Freital wird der
Zuwendungsbescheid bzw. Ablehnungsbescheid durch das Abstimmungsprotokoll des
Vergabegremiums ersetzt.

3. Die Bewilligung einer Zuwendung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs fur die Falle,
dass der mit der Zuwendung verfolgte Zweck verfehlt wird oder dass die im
Zuwendungsantrag gemachten Angaben nichtzutreffend sind oder ein ordnungsgemaRer
Verwendungsnachweis nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird.

4. Im Fall einer unvorhergesehenen nachtrdaglichen Kostensteigerung hat die Antragstellerin
oder der Antragsteller die Moglichkeit diese beim Quartiersmanagement schriftlich
anzuzeigen. Eine Uberschreitung der Gesamtkosten von bis zu 10 Prozent kann in
begriindeten Fillen ohne Entscheidung im Vergabegremium von der Stadt Freital genehmigt
werden. Bei einer Uberschreitung der Gesamtkosten von mehr als 10 Prozent muss die
Entscheidung liber Annahme bzw. Ablehnung der Mehrkosten durch das Vergabegremium
erfolgen.

VIL. Verwendungsnachweis

1. Innerhalb von sechs Wochen nach Beendigung der MaRnahme ist ein schriftlicher
Verwendungsnachweis vorzulegen; der Zuwendungsbescheid kann im Einzelfall einen
abweichenden Termin fir die Vorlage des Verwendungsnachweises bestimmen. Der
Verwendungsnachweis muss eine detaillierte Aufstellung aller Einnahmen und Ausgaben
der MaRnahme enthalten. Aus dem Nachweis miissen Buchungstag, Einzahlerin oder
Einzahler und Empfangerin oder Empfanger sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung
ersichtlich sein. Dem Verwendungsnachweis sind alle quittierten Originalrechnungen bzw.
Uberweisungsbelege sowie eine unterzeichnete Aufstellung der Eigenleistungen
untergliedert nach Person, Tag der Leistungserbringung, Aufwand in Stunden und
Leistungsinhalt beizufligen.

2. Als Anlage zum Verwendungsnachweis ist ein schriftlicher kurzer Bericht Giber den Verlauf
der MaRnahme, MaRnahmefotos (davon mindestens zwei Fotos zur freien Verwendung zum
Zwecke der Verdffentlichung) und der Nachweis iiber etwaige Offentlichkeitsarbeit
(Presseinformation etc.) einzureichen.

3. Das Quartiersmanagement prift den Verwendungsnachweis unverziiglich nach Eingang.
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Dabei wird geprift, ob:
die vorgelegten Unterlagen richtig und vollstandig sind,
der Verwendungsnachweis den Anforderungen der Richtlinie entspricht,
der Zuschuss zweckentsprechend verwendet worden ist.

4, Nicht oder zweckwidrig verbrauchte Mittel sind zuriickzuerstatten.
VIII.  Inkrafttreten
Die Richtlinie der Stadt Freital zur Férderung aus dem Verfligungsfonds fiir das Fordergebiet:

JFreital - Urbanitat am Fluss® im Bund-Lander-Programm ,Lebendige Zentren“ (LZP) vom 8. Juni 2023
tritt mit ihrer Veroffentlichung in Kraft.

Rumberg
Oberbiirgermeister

Anlagen:

Anlagen (Bestandteile der Forderrichtlinie):

Anlage 1 Mitglieder des Vergabegremiums ,Freital - Urbanitdt am Fluss*
Anlage 2 Abgrenzung des Fordergebietes
Anlage 3 Anwendungshinweise des SMI zum Verfligungsfonds (Stand: Februar 2023)
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Anlage 1

Mitglieder des Vergabegremiums ,Freital - Urbanitdat am Fluss*

stimmberechtigte Mitglieder

Vertreterin oder Vertreter der Stadtverwaltung Freital

Vertreterin oder Vertreter der Wohnungsgesellschaft Freital mbH
Vertreterin oder Vertreter der Freitaler Stadtwerke GmbH

Vertreterin oder Vertreter der Akteursrunde Potschappel

Vertreterin oder Vertreter der ev.-luth. Kirchgemeinde - Freital-Potschappel
Vertreterin oder Vertreter der Anwohnerschaft

Vertreterin oder Vertreter der ansdssigen Handler und Gewerbetreibenden
Vertreterin oder Vertreter der Vereine

Vertreterin oder Vertreter des Kinder- und Jugendhilfeverbund Freital e. V.

i (U (U | ||

beratendes Mitglied
Quartiersmanagement Potschappel

Vertreterin oder Vertreter der Stadtverwaltung Freital
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JFreital - Urbanitat am Fluss" im LZP

Anlage 2 Abgrenzung des Fordergebietes
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Anlage 3
Anwendungshinweise des SMI zum Verfligungsfonds (Stand: Februar 2023)
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Bund-Lander-Programme der Stadtebauforderung
Anwendungshinweise zum Verfiigungsfonds (Stand: Februar 2023)

1) Warum ein Verfiigungsfonds?

Die Beteiligung lokaler Akteure tragt wesentlich zur Entwicklung und Aufwertung benachtei-
ligter Stadtgebiete, zur Identifikation der Bewohner mit dem Quartier und zur Verbesserung
weicher Standortfaktoren bei.

Zur Starkung des privaten Engagements und der Beteiligung lokaler Akteure an Stadtent-
wicklungsprozessen kann die Gemeinde in Fordergebieten der stadtebaulichen Erneuerung
einen Verfugungsfonds einrichten. Grundsatzlich dient dieser der flexiblen, unburokratischen
Finanzierung kleinerer, aus dem lokalen Engagement heraus entwickelter Projekte oder Ak-
tionen, die in sich abgeschlossen (ohne Folgekosten) und innerhalb kurzer Zeitraume um-
setzbar sind und die durch die lokalen Akteure selbst ausgewanhlt, mitgestaltet und teils mitfi-
nanziert werden. Dies betrifft i. d. R. kleinteilige Projekte im investiven wie auch nichtinvesti-
ven Bereich, die im reguldren Forderkonzept (Stadtebauférderung) haufig nicht hinreichend
berlcksichtigt werden oder nach der FRL StBauE nicht forderfahig sind, jedoch von den Be-
wohnern und lokalen Akteuren fir die Gebietsentwicklung als wichtig eingestuft werden.

Der Verfugungsfonds ist als privat-6ffentliches Instrument zur Anschubfinanzierung angelegt,
bei dem privat eingebrachte Mittel durch 6ffentliche Zuschisse der Stadtebauférderung er-
ganzt werden. Der Verfligungsfonds ist ein Anreizinstrument fir eine kooperative Gestaltung
der Quartiersentwicklung und verfolgt verschiedene Ziele:

e Aktivierung privaten Engagements und privater Finanzressourcen fiir den Erhalt und
die Entwicklung zentraler Stadtbereiche,

e Herbeiflhrung und Starkung von Kooperationen unterschiedlicher Akteure in den
Stadt- und Ortsteilzentren sowie in anderen Fdrdergebieten,

e Starkung der Selbstorganisation der privaten Kooperationspartner,

e Flexibler und lokal angepasster Einsatz von Mitteln der Stadtebauférderung,

e Flexible Umsetzung "eigener" Projekte in Gebieten der Stadtebauférderung,

e \Verstetigung der Beteiligungsprozesse im Quatrtier.
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2) Wodurch ist ein Verfligungsfonds gekennzeichnet?
Ein Verfugungsfonds zeichnet sich durch die folgenden wesentlichen Charakteristika aus:

Der Fonds finanziert sich mit bis zu 50% aus Mitteln der Stadtebauférderung sowie zu-
mindestens 50% aus privaten Mitteln oder zusatzlichen Mitteln der Gemeinde. Das bedeutet:

Jeder von anderer Seite in den Verfigungsfonds eingezahlte Euro wird mit dem gleichen
Betrag aus dem Etat der Stadtebauférderung (Bund, Land, Gemeinde) bezuschusst. Diese
Aufteilung der Fondsanteile und somit der Nachweis liber die Erbringung des privaten
Anteils von mindestens 50% muss aber erst dann vorliegen, wenn der Verfligungs-
fonds geschlossen wird.

e Der Anteil aus Mitteln der Stadtebauférderung von Bund, Landern und Gemeinden (max.
50% Fondsanteil) darf ausschlieBlich flr investive sowie investitionsvorbereitende und -
begleitende Mallnahmen eingesetzt werden.

e Der private Anteil des Verfugungsfonds kann von privaten Dritten - z. B. von Akteuren der
lokalen Wirtschaft (Unternehmen, Gewerbetreibende, Handwerker, Einzelhandler, Gast-
ronomen im Quartier), Grundstiicks- und Immobilieneigentimern, bereits vorhandenen
Organisationsstrukturen (Interessengemeinschaften, Immobilien-, Standortgemeinschaf-
ten, Gewerbe-, Standortmarketing-, Innenstadtférder- und sonstige Vereine oder Stiftun-
gen), Sponsoren (Kooperationspartner, Unternehmen aullerhalb des Foérdergebietes),
Privatpersonen (Spenden- und Sponsorengelder) - und/oder durch zusatzliche Mittel der
Gemeinde aufgebracht werden und aufer fur Investitionen und investitionsvorbereitende
und -begleitende Malinahmen auch fur nichtinvestive Mallhahmen eingesetzt werden.
Sach- und Arbeitsleistungen sind als geldwerte Leistungen bei der Aufbringung des pri-
vaten Fondsanteils anrechnungsfahig (Erlauterung siehe Abschnitt 5).

e Der Gesamtetat des Verfugungsfonds (Anteil Stadtebauférdermittel plus privater Anteil)
wird von der Gemeinde festgelegt.

e Uber die Verwendung der Gelder aus dem Fonds entscheidet ein lokales Gremium in Ei-
genregie. Eine Zustimmungspflicht der Bewilligungsstelle besteht nicht. Das Gremium
wird von der Gemeinde eingerichtet. Grundlage fur die Entscheidungen des Gremiums ist
ein abgestimmtes integriertes Entwicklungskonzept (Fordergebietskonzept) fir das For-
dergebiet. Ortlichen Akteuren wird somit die Verwendung der Gelder innerhalb eines de-
finierten Rahmens freigestellt.

¢ Die Einrichtung eines Verfigungsfonds ist in allen Programmen der Stadtebauférderung
des Bundes und der Lander moglich.

3) Welche MaBRnahmen kéonnen gefordert werden?

Aus dem Verfigungsfonds kénnen sowohl investive, investitionsvorbereitende und -beglei-
tende als auch nichtinvestive Mallnahmen finanziert werden.
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Zu beachten ist, dass der aus Stadtebauférdermitteln gespeiste Fondsanteil ausschlieRlich
fur investive, investitionsvorbereitende und -begleitende Mallnahmen einzusetzen ist.

Nur der private Fondsanteil darf dartber hinaus auch fur nichtinvestive (aber genauso fur in-
vestive und investitionsvorbereitende/-begleitende) Projekte verwendet werden.

Im Programm ,Sozialer Zusammenhalt® kénnen in Férdergebieten, deren raumliche Abgren-
zung nach § 171 e BauGB erfolgte, die Mittel der Stadtebauférderung (Bund, Land, Gemein-
de) zusatzlich auch fur nichtinvestive MaRnahmen der Vernetzung, Mitwirkung von Bewoh-
nern und Beteiligten, Imagekampagnen, Mitmachaktionen, Wettbewerbe zu Themenstellun-
gen im Stadtteil, Workshops und andere geeignete MalRnahmen zur Aktivierung eingesetzt
werden.

e Investiv sind Mallnahmen, die aufgrund ihrer Charakteristik oder ihres Umfangs einen
langerfristigen Nutzen im Foérdergebiet stiften. Sie zielen darauf, ein stadtisches Quartier
mit kleineren in sich abgeschlossenen MaRnahmen weiter aufzuwerten und zu profilie-
ren. Diese MaRnahmen kénnen auch einen Fordertatbestand nach der FRL StBauE er-
fullen. Entsprechend der Zielsetzung des Verfigungsfonds sollten grélkere Mallhahmen
jedoch grundsatzlich im Rahmen der regularen Stadtebauférderung verwirklicht werden.
(Finanzierung méglich aus: Fondsanteil Stadtebauférderung u. Fondsanteil privat)
Beispiele:

— Bepflanzung und Begrinung,

— Ausstattungsgegenstande im offentlichen Raum (z. B. Sitzgelegenheiten, Fahr-
radstander, Abfallbehalter, Hinweisschilder, Wegweiser),

— Spielgerate,

— Kunst im offentlichen Raum,

— Sicherheit im 6ffentlichen Raum

— Werbeanlagen an Gebauden,

— Beleuchtung (auch saisonal),

— Verschonerungsarbeiten in und an bestehenden Gebauden (Malerarbeiten),

— Malnahmen, die der Zwischennutzung von Brach-/ Freiflachen oder Gebauden
dienen,

— Anschaffung von Arbeitsgeraten fur blrgerschaftliches Engagement.

¢ Investitionsvorbereitend und -begleitend sind Mallnhahmen dann, wenn sie im
Zusammenhang mit (ggf. auch spateren) Investitionen stehen. Es ist dabei keine Voraus-
setzung, dass die (spateren) Investitionen mit Finanzhilfen aus den Programmen ganz
oder anteilig finanziert werden. Sie missen jedoch - ob aus Stadtebauférdermitteln (ein-
schl. Verfligungsfonds) oder anderen Mitteln finanziert - den Gebietszielen entsprechen.
(Finanzierung méglich aus: Fondsanteil Stédtebauférderung und Fondsanteil privat)

Beispiele:
—  Wettbewerbe,
— Gutachten,
— Planerhonorare,
— Baustellenmanagement,
— Bdurgerbeteiligung,
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—  Offentlichkeitsarbeit,
— andere Malnahmen im Zusammenhang mit den jeweiligen programmspezifi-
schen Foérdergegenstanden

¢ Nichtinvestiv sind alle sonstigen Malinahmen, Projekte und Aktionen, die keine
Investition im oben beschriebenen Sinne darstellen, die von den lokalen Akteuren fir die
Gebietsentwicklung (unter Bertcksichtigung der jeweiligen Programmziele) als unter-
stitzend angesehen und vom lokalen Gremium zur Umsetzung im Foérdergebiet
ausgewahlt werden.
(Finanzierung méglich aus: Fondsanteil privat)
Beispiele:

— erstmalige Teilnahme an Messen (Ausgaben flur Miete, Aufbau und Betrieb des
Standes),

Inanspruchnahme von Dienstleistungen durch externe Berater (keine laufenden
Kosten),

— Durchfiihrung von vorbereitenden Studien (z. B. Marketingkonzepte),

— Gemeinsame Internetportale, Newsletter von Gebietsakteuren und Stadtteil-
zeitungen, soweit diese nicht im Rahmen der investitionsvorbereitenden
Offentlichkeitsarbeit berlicksichtigt werden kdnnen,

— Schaffung von Zugangen zu digitaler Informationstechnik

— Gridnderuntersttitzung in der Vorgrindungsphase,

— Stadt(-teil)marketing und Werbung,

— Unterstitzung von speziellen Events und Aktivitaten (Stadtteilfest, Kultur-,
Freizeit-, Bildungsangebote), soweit diese nicht als Investition anerkannt werden
kénnen,

— Leerstandsmanagement.

Die Zweckbindungsfristen richten sich nach der Nutzungsdauer und dem Mitteleinsatz fur die
jeweilige MaRnahme. Die Entscheidung dazu trifft die Gemeinde gemeinsam mit dem lokalen
Gremium. Sofern Fordertatbestande der FRL StBauE erflllt sind, sind die regularen Foérder-
voraussetzungen zu beachten.

Nicht aus dem Verfligungsfonds finanzierbar sind:

- Malnahmen, die nicht den Programm- und Fordergebietszielen entsprechen,

- Malnahmen aufRerhalb des Fordergebietes,

- Malinahmen, die kommunale Pflichtaufgaben berthren,

- wiederkehrende, im kommunalen Haushalt regelmaRig eingestellte freiwillige Leis-
tungen der Gemeinde, es sei denn, das lokale Gremium entscheidet sich im Aus-
nahmefall explizit fir eine Beteiligung aus dem Verfugungsfonds,

- Malnahmen, die eigentums- / mietrechtliche Verpflichtungen berihren,

- MaBnahmen oder Finanzierungskonstrukte, die auf eine Vorteilsnahme einzelner pri-
vater Akteure angelegt sind,

- bereits geférderte Malnahmen, Guter, Leistungen (Ausschluss Doppelforderung).
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4) Welche Verwendungsgrundsatze sind zu beachten?

Die Gestaltung und Umsetzung des Verfigungsfonds steht der Kommune bzw. den lokalen
Akteuren - unter Bertlicksichtigung dieser Anwendungshinweise - frei und richtet sich nach
den jeweils vor Ort bestehenden Bedarfen. Eine vorherige Zustimmung der Bewilligungs-
behorde ist nicht erforderlich.

Um Beanstandungen zu vermeiden sind von der Gemeinde jedoch folgende Rahmenbedin-
gungen zu beachten:

Alle aus dem Verfuigungsfonds geférderten Malknahmen, Projekte, Ausgaben (auch nichtin-
vestive) mussen den Intentionen des jeweiligen Férderprogramms sowie den spezifischen
Gebietszielen entsprechen und ein 6ffentliches Interesse begrinden.

Der Einsatz der Mittel aus dem Verfigungsfond (private und 6ffentliche Mittel) richtet sich
nach den von der Gemeinde in Kooperation mit dem lokalen Gremium festgelegten Verwen-
dungskriterien.

Es empfiehlt sich, eine Etat-Obergrenze fiir den Verfligungsfonds festzulegen.

5) Welches Verfahren ist zu beachten?

Auf Ebene der Kommune:

e Zur Projektauswahl und Entscheidung tUber die Verwendung der Fondsmittel ist ein loka-
les Gremium (Lenkungsgruppe 0.a.) vor Ort einzurichten. Vorgaben zur Zusammenset-
zung und Organisation dieses Gremiums werden nicht gemacht. Es empfiehlt sich, vor-
handene lokal verankerte Initiativen aber auch einzelne aktive Eigentimer und Mieter aus
dem Gebiet in das Gremium einzubinden. Die Organisationsstruktur soll den
Gegebenheiten vor Ort entsprechen und ist mit den lokalen Akteuren abzustimmen.

e Die operationelle Verwaltung des Fonds (Budgetverwaltung, Weiterleitung von Mitteln
an private Dritte, Controlling, Abrechnung, Verwendungsnachweis) kann durch die
Kommune selbst oder durch eine von ihr beauftragte Stelle erfolgen. Letztere sollte unter
Bertlicksichtigung der Haftungsrisiken eine angemessene Rechts- und Organisationsform
aufweisen und auf Grundlage eines Vertrages mit klaren Entscheidungs- und Kontrollbe-
fugnissen in Bezug auf die Fondsverwaltung betraut sein.

e Im Sinne einer transparenten, verbindlichen Mittelvergabe wird den Kommunen empfoh-
len, ortliche Richtlinien fir die Verwendung der Mittel aus dem Verfligungsfonds zu
erstellen. Die konkrete Entscheidung soll in einem fur die lokalen Akteure transparenten
Verfahren erfolgen und im Quartier bekannt gemacht werden.

e Die Aufbringung des privaten Anteils des Verfligungsfonds kann in Form von echten
Geldmitteln oder in Form geldwerter Leistungen (Sach- und Personalleistungen) erfolgen.
Letztere kénnen in folgendem Rahmen anerkannt werden:

- ehrenamtliche Arbeitsleistungen privater Dritter (z. B. bei Birgerprojekten, Aufrdum-
aktionen o. a.) sind mit bis zu 8 € brutto pro Arbeitsstunde anrechnungsfahig,
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- von Unternehmen oder anderen Leistungsanbietern (z. B. soziale Einrichtungen) ein-
gebrachte professionelle Leistungen (Sach-/Personalleistungen) sind mit den tatsach-
lichen Kosten anrechenbar, sofern diese die marktiblichen Preise nicht Gbersteigen,

- Sachleistungen sind nur bis zur Hohe des aktuellen Buchwerts anrechnungsfahig,

- Raummieten kénnen maximal bis zur Héhe des flr derartige Raume ortslblichen
Mietpreises angerechnet werden.

Eingebrachte Sach- und Personalleistungen muissen in direktem Zusammenhang mit

dem Projekt stehen. Personal- und Sachleistungen der kommunalen Verwaltung sind

nicht anrechnungsfahig. Die Richtigkeit der Ermittlung anrechenbarer Sach- und

Personalleistungen sowie die entsprechende Nachweisfihrung obliegen der Gemeinde
bzw. der beauftragten Stelle.

Gegenuber der Bewilligungsbehorde:

Stadtebauférdermittel zur Deckung des offentlichen Fondsanteils kdnnen jederzeit im

Rahmen des regularen Auszahlungsverfahrens der Stadtebauforderung im jeweiligen

Programm abgerufen werden. Ein Objektdatenblatt flir den Fonds ist nicht einzureichen.

Bei Abrechnung der stadtebaulichen GesamtmalRnahme oder im Falle vorzeitiger Schlie-

Rung des Fonds ist der Bewilligungsbehdérde ein Verwendungsnachweis folgenden Inhalts

vorzulegen:

- Angabe zur Gesamthéhe des Verfiigungsfonds (lber die gesamte Laufzeit); Angabe
zur Aufteilung der 6ffentlichen und privaten Finanzmittel.

- Darlegung (sachlich/zahlenmafig), wie der private Fondsanteil aufgebracht wurde;

- Auflistung der aus dem Verfigungsfonds geforderten Projekte bzw. Ausgaben,
getrennt nach éffentlichem und privatem Fondsanteil (keine Belege).

6) Hinweise

Die Kofinanzierung der offentlichen Férdermittel durch private bzw. zusatzliche Mittel der
Gemeinde muss nicht projektweise erfolgen. MaRnahmen kdénnen auch nur aus dem
offentlichen oder nur aus dem privaten Teil des Fonds finanziert werden.

Die Erbringung des privaten Anteils von mindestens 50% muss erst zum Zeitpunkt der
SchlieBung des Verfligungsfonds festgestellt werden. Entscheidend ist, dass der Fonds
Uber die gesamte Laufzeit hinweg betrachtet zu mindestens 50 % aus privaten (sonstigen)
Mitteln gespeist wird. Dies erleichtert die Einwerbung der privaten Mittel bis zur Schlie-
Rung des Fonds. Sie beinhaltet zugleich das Risiko, dass bei Unterdeckung des privaten
Anteils die Gemeinde ggfls. starker als geplant aufstocken muss, um Rlckzahlungen zu
vermeiden.

Prinzipiell ist auch ein héherer privater und ein entsprechend niedrigerer 6ffentlicher Anteil
moglich. Der Verfiigungsfonds kann von der Gemeinde bewusst als Instrument zur Akti-
vierung privaten Engagements und privater Finanzierungsbeteiligung gestaltet werden.
Die Projekte sollten dem Zweck und den vielfaltigen Moglichkeiten des Verfligungsfonds
angemessen sein. Eine einseitige Projektauswahl zur vorrangigen Erfullung rein kommu-
naler oder rein kommerzieller Interessen oder nur einzelner Privater sind nicht Zielstellung
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des Fonds. Nicht zulassig ware es, wenn Uberwiegend Projekte finanziert werden, die of-
fensichtlich auch Uber die regulare Stadtebauférderung hatten geférdert werden kénnen.

e Mit den einzelnen MalRnahmen darf nicht vor Bestatigung durch das lokale Gremium be-
gonnen werden.

e Die Aufstellung eines geeigneten, transparenten Entscheidungsverfahrens auf kommuna-
ler Ebene sowie die sachlich und zahlenmaRig korrekte Verwaltung des Fonds liegen in
der Verantwortung der Gemeinde.

e Im Sinne der Nachhaltigkeit ist es Ziel, eine dauerhafte Zusammenarbeit der lokalen Ak-
teure aufzubauen und eine stabile private Mitfinanzierung fir lokale Projekte zu sichern,
die auch Uber die jeweilige Programmlaufzeit hinaus bestehen bleibt.

Weitere allgemeine Anregungen finden Sie unter:

https://www.staedtebaufoerderung.info/DE/ProgrammeVor2020/AktiveStadtOrtsteilzentren/Pr
ogramm/Instrumente/Verfuegungsfonds/verfuegungsfonds node.html

Das Bundesinstitut fur Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat im April 2013 eine
systematische Untersuchung zu Verfigungsfonds mit hilfreichen Umsetzungsvorschlagen
vorgelegt:

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/ministerien/bmvbs/sonderveroeffent
lichungen/2013/Verfuegungsfonds.html

Im Jahr 2020 ist eine Arbeitshilfe zum Verfigungsfonds in kleineren Stadten und Gemeinden
erschienen:

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2020/ver
fuequngsfonds.html

Seite 7von 7



	Richtlinie Verfügungsfonds Potschappel.pdf
	Mitglieder des Vergabegremiums.pdf
	Abgrenzung Fördergebiet FUAF.pdf
	3303_1998_1-1 9.pdf
	Anwendungshinweise.pdf



